Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7123 


22. 03. 94 


Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Gesetz über die Berufe des Psychologischen Psychotherapeuten 
und des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten und zur Änderung 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
— Drucksachen 12/5890, 12/6811 — 


hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 


Der Bundesrat hat in seiner 667. Sitzung am 18. März 
1994 beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag 
am 24. Februar 1994 verabschiedeten Gesetz zu 
verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes aus dem folgen- 
den Grund einberufen wird. 

In dem Gesetz über die Berufe des Psychologischen 
Psychotherapeuten und des Kinder- und Jugendli- 
chenpsychotherapeuten und zur Änderung des Fünf- 
ten Buches Sozialgesetzbuch sind umfangreiche 
Änderungen notwendig. 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zum 
Entwurf des Gesetzes über die Berufe des Psychologi- 
schen Psychotherapeuten und des Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten und zur Änderung 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (Psychothera- 
peutengesetz) vom 24. September 1993 [BR-Drucksa- 
che 523/93 (Beschluß)] betont, daß er die Schaffung 
eigenständiger Heilberufe im psychotherapeutischen 
Bereich sowie die Verbesserung der psychotherapeu- 
tischen Versorgung der Bevölkerung für dringend 
erforderlich hält. 

Zugleich wurde jedoch nachdrücklich deutlich ge- 
macht, daß dieser Entwurf sowohl im berufsrechtli- 
chen als auch im sozialversicherimgsrechtlichen Teil 
erhebliche Mängel beinhaltet, ohne deren Behebung 
eine Zustimmung zu dem Gesetzentwurf nicht mög- 
lich sein würde. 


Zwar sind im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
einige Probleme einer sinnvollen Lösung, die der 
Position des Bundesrates Rechnung trägt, zugeführt 
worden. 

Gleichwohl weist das nun vorliegende Psychothera- 
peutengesetz weiterhin Regelungen auf, die für den 
Bundesrat nicht akzeptabel sind. Substantielle Ände- 
rungen sind notwendig. 

Hierbei handelt es sich — zusätzlich zu noch offenen 
Fragen im berufsrechtlichen Teil — insbesondere um 
folgende Punkte: 

1. Die Einführung einer Selbstbeteiligung und der 
Kostenerstattung für psychotherapeutische Lei- 
stungen wird abgelehnt. 

Der Bundesrat hat bereits in seiner Stellungnahme 
vom 24. September 1993 deutlich gemacht, daß 
eine solche Zuzahlungsregelung die Diskriminie- 
rung für psychisch Kranke verstärkt und darüber 
hinaus auch nicht die behaupteten Steuerungs- 
effekte beinhaltet. 

Die von der Bundesregierung in ihrer Gegenäuße- 
rung hierzu vor gebrachten Argumente können 
nicht überzeugen; sie wiederholen im wesentli- 
chen lediglich die Gesetzesbegründung. 

2. Eine dauerhafte Budgetierung der Vergütungen 
für psychotherapeutische Leistungen wird abge- 


Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 18. März 1994. 
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lehnt. Der Bundesrat hat sich stets dafür eingesetzt, 
die Ausgabenstabilisierung der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung zu gewährleisten. Die Budgetie- 
rung ist aber von allen am Gesundheitsstrukturge- 
setz Beteiligten einhellig als nur kurzfristig einsetz- 
bares Instrument zur Kostendämpfung gesehen 
worden. 

Im Gesundheitsstrukturgesetz sind die Struktur- 
elemente bereits grundsätzlich angelegt, um qua- 
litätsorientierte Leistungserbringung und Ausga- 
bensituation der gesetzlichen Krankenkassen auch 
mittel- und langfristig miteinander in Einklang zu 
bringen. Diese Wege müssen auch für die Psycho- 
therapie beschritten werden. Die Budgetierung für 
psychotherapeutische Vergütungen ist somit sy- 


stemwidrig und ein offener Bruch mit den Gesund- 
heitsstrukturgesetz-Intentionen, dem der Bundes- 
rat nicht zustimmen kann. 

3. Das Gesetz würde zu einer unterschiedlichen 
Handhabung der Sicherstellung für ärztliche Psy- 
chotherapie auf der einen und für die nichtärztliche 
Psychotherapie auf der anderen Seite führen. Dies 
ist für den Bundesrat nicht akzeptabel. 

Es muß gewährleistet werden, daß für beide Grup- 
pen von Leistungserbringern gleiche rechtliche 
Rahmenbedingungen gelten. Notwendig sind Re- 
gelungen, durch die die Verantwortung der Kran- 
kenkassen für die psychotherapeutische Versor- 
gung betont und gestärkt wird. 
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